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Abschnitt I 

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, sich namens des Bundes zu verpflichten, die 
Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mit beschränkter Haftung (im folgenden Gesellschaft genannt) 
nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes schadlos zu halten, falls diese aus der Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit der Finanzierung von Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte 
im Inland auf Grund dieses Bundesgesetzes Zahlungen zu leisten hat, die nicht aus hiefür gewidmeten 
Mitteln der Gesellschaft gedeckt werden können. Finanzierungen von Unternehmen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes können in Form von Eigenkapital oder von Fremdkapital erfolgen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf vorbehaltlich des § 4 Verpflichtungen gemäß Abs. 1 nur 
bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 1 Milliarde Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und 
Kosten und nur dann übernehmen, wenn 

 1. die von der Gesellschaft zu übernehmenden Garantien, Ausfallsbürgschaften oder sonstigen 
Sicherungsgeschäfte (im folgenden Garantien genannt) der Aufbringung von Eigenkapital oder 
zur langfristigen Finanzierung von 

 a) Investitionen einschließlich nicht aktivierungsfähiger Projektaufwendungen und des damit 
verbundenen Betriebsmittelbedarfes oder 

 b) Forschungs- und Entwicklungsprojekten oder Umweltschutz- oder 
Energieeinsparungsinvestitionen oder 

 c) Verbesserungen der Finanzierungsstruktur durch Beteiligungsfinanzierung, durch gegenüber 
den übrigen Gläubigern nachrangige Kreditfinanzierung oder durch sonstige langfristige 
Kreditfinanzierung 

dienen, 
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 2. auf Grund der von der Gesellschaft zu beurteilenden Vorschauen die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Unternehmens, zu dessen Finanzierung die Garantie übernommen wird, 
erwarten lassen, daß das garantierte Eigenkapital werthaltig bleibt oder die garantierten 
Verbindlichkeiten während der Laufzeit der Garantie vereinbarungsgemäß erfüllt werden 
können, und 

 3. die Gesamtlaufzeit der Garantie 20 Jahre nicht übersteigt. 

(2a) Der Bundesminister für Finanzen darf zwecks Erhaltung der Geschäftstätigkeit und 
Überbrückung eines vorübergehenden Liquiditätsengpasses von Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte 
im Inland im Zusammenhang mit der COVID-19-Krisensituation auch Verpflichtungen gemäß Abs. 1 
übernehmen. Diese Verpflichtungen dürfen nur für Garantien, Ausfallsbürgschaften oder sonstige 
Sicherungsgeschäfte der Gesellschaft übernommen werden, die der Finanzierung eines 
Betriebsmittelbedarfes dienen, welcher aufgrund der negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der 
COVID-19-Krisensituation erforderlich ist. Abs. 2 Z 2 ist nicht anzuwenden. Der Bundesminister für 
Finanzen wird bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 ermächtigt durch Verordnung den jeweils 
ausstehenden Gesamtbetrag an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten für die Übernahme von 
Verpflichtungen gemäß diesem Absatz festzulegen. Die Verlängerung von Verpflichtungen, die auf den 
Haftungsrahmen der aufgrund dieses Absatzes erlassenen Verordnungen anzurechnen sind, über ihre 
ursprüngliche Laufzeit hinaus, ist auch nach dem Auslaufen der Befristung dieser Verordnungen zulässig, 
sofern die Stundungen der Finanzierungen zur Vermeidung von negativen wirtschaftlichen Auswirkungen 
auf die betroffenen Unternehmen erforderlich und zweckmäßig sind. Diese Verpflichtungen sind auf den 
Gesamtbetrag gemäß § 4 nicht anzurechnen. 

(2b) Im Zusammenhang mit Maßnahmen des Bundes gemäß Abs. 2a ist § 3 nicht anzuwenden. 

(2c) Forderungen, die aufgrund der Inanspruchnahme einer Garantie, mit welcher die Gesellschaft 
das Kreditrisiko vollständig abgedeckt hat und für die gemäß Abs. 1 iVm Abs. 2a eine 
Schadloshaltungsverpflichtung des Bundes übernommen wurde, auf die Gesellschaft übergegangen sind, 
sind bis 31. Dezember 2021 gestundet. Für die gestundeten Forderungen sind bis 31. Dezember 2021 
keine Verzugs- oder Stundungszinsen zu entrichten. Die Stundung endet mit der Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Schuldners. 

(2d) Forderungen, die aufgrund der Inanspruchnahme einer Garantie, mit welcher die Gesellschaft 
das Kreditrisiko vollständig abgedeckt hat und für die gemäß Abs. 1 iVm Abs. 2a eine 
Schadloshaltungshaltungsverpflichtung des Bundes übernommen wurde, auf die Gesellschaft 
übergegangen sind, sind von der Gesellschaft auf die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes 
GmbH (COFAG) zum Zweck der Restrukturierung (einschließlich Stundung) der Forderung gemäß § 2 
Abs. 2 Z 7 ABBAG-Gesetz, BGBl. I Nr. 51/2014, in der jeweils geltenden Fassung oder zum Zweck der 
Betreibung der Forderung durch die COFAG unentgeltlich zu übertragen. Vor Übertragung einer 
Forderung muss die Ordnungs- und Rechtmäßigkeit der Übernahme und der Inanspruchnahme der 
betreffenden Garantie von der übertragenden Gesellschaft überprüft worden sein. Der Bundesminister für 
Finanzen hat gegenüber der Gesellschaft die in § 82 Abs. 2 Z 1 und 2 Bundeshaushaltsgesetz 2013, 
BGBl. I Nr. 139/2009, in der jeweils geltenden Fassung genannten Rechte. Zu diesem Zweck hat die 
Gesellschaft sicherzustellen, dass ihr auch nach Übertragung der Forderung auf die COFAG sämtliche 
Informationen zu diesen in Anspruch genommenen und ausgezahlten Garantien vorliegen. Die 
Gesellschaft muss Informationen, die ihr nach Abschluss der Prüfung der Ordnungs- und Rechtmäßigkeit 
der Übernahme und der Inanspruchnahme einer Garantie und nach Übertragung der diesbezüglichen 
Forderung an die COFAG bekannt werden, und die für die Restrukturierung oder Betreibung der 
Forderung durch die COFAG relevant sein können, unverzüglich an die COFAG übermitteln. Die durch 
die unentgeltliche Übertragung der Forderungen entstehende Verminderung der Rückflüsse in die 
jeweilige Rücklage für Schadensfälle ist vom Bund im Rahmen seiner Schadloshaltungsverpflichtungen 
gemäß Abs. 1 auszugleichen. Die Übertragung der Forderungen ist von den Gebühren nach § 33 TP 21 
des Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267/1957, in der jeweils geltenden Fassung befreit. 

(3) Für die Übernahme der Garantien hat der Bundesminister für Finanzen unter Beachtung der 
verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien 
zu erlassen, die insbesondere nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

 1. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen. 

 2. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden Garantien. 

 3. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

(4) Die Garantie der Gesellschaft ist auf Grund der vom Bund übernommenen Verpflichtung der 
Haftung öffentlich-rechtlicher Körperschaften gleichzuhalten. 
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